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In einer Zeit, die aus den Fugen zu gera-
ten droht, spart die SPD in ihren pro-

grammatischen Überlegungen auch das
Verhältnis zwischen Kapitalismus und De-
mokratie nicht aus. Dabei inspiriert auch
heute noch Karl Polanyi, der bereits 1944
in seinem Klassiker The Great Transforma-
tion formulierte: »Die Wirtschaft ist nicht
mehr in die sozialen Beziehungen einge-
bettet, sondern die sozialen Beziehungen
sind in das Wirtschaftssystem eingebet-
tet.« Gemäß Polanyi rufen die destrukti-
ven Folgen ungebundener Märkte nämlich
in der Art einer Pendelbewegung Selbst-
schutzreaktionen der Gesellschaft hervor.
Historisch betrachtet waren dies beispiels-
weise die Entstehung von Gewerkschaften,
sozialen Sicherungssystemen und markt-
regulierenden Gesetzen. In diesem Sinne
ist auch die Sozialdemokratie dabei, Kon-
zepte zu entwickeln, die dynamische Markt-
prozesse und soziale Integration wieder
besser ausbalancieren.

Wie muss nun unser Wirtschaftssystem
zukünftig konstruiert und reguliert sein,
um wieder stärker eine gute Gesellschaft
für alle zu fördern? Im Zentrum dieser
Überlegungen steht für die SPD eine vitale
Verbindung zwischen den Beteiligungs-,

Gestaltungs- und Schutzbedürfnissen der
Menschen in der Arbeitsgesellschaft auf
der einen Seite und der wirtschaftlich-sozi-
alen Dynamik des wissenschaftlich-techni-
schen Wandels auf der anderen Seite. Im
Bewusstsein dieses Spannungsfelds hat sich
die SPD entschlossen, den Widersprüchen
unserer Zeit mit einer Re-Definition des
Fortschrittsbegriffs zu begegnen. In Ana-
logie zur Polanyischen Pendelbewegung
lässt sich dieses Vorhaben als ein Zurück-
schwingen der SPD zu ihrem Markenkern
interpretieren: der Verbindung von wirt-
schaftlichem mit sozialem Fortschritt.

Die Zeit der dritten Wege
ist vorbei

Die Agenda 2010 hat die Partei entzweit.
Sahen die einen in ihr eine adäquate Ant-
wort auf die Schwierigkeiten des Modells
Deutschland angesichts der Globalisie-
rung, sahen andere darin den Verrat an so-
zialdemokratischen Grundsätzen. Damals
hatte die SPD-Regierung unter dem Druck
stagnierenden Wirtschaftswachstums, ho-
her Arbeitslosigkeit und der Zwänge welt-
weiten Standortwettbewerbs darauf gesetzt,
soziale Sicherheit nicht gegen, sondern mit
den Märkten zu entwickeln. Dazu gehör-
ten abgesenkte Steuern und Lohnneben-
kosten sowie deregulierte Arbeitsmärkte,
die den Standort Deutschland konkurrenz-
fähiger machen sollten.Vieles spricht heu-
te dafür, dass dies auch gelungen ist. Denn
Deutschland hat die Weltwirtschafts- und
Finanzkrise erfolgreicher als andere Länder
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durchgestanden, die Wirtschaft brummt
und die Arbeitslosenzahlen sinken seit ei-
nigen Jahren.Diesen Erfolgen stehen aller-
dings gravierende Schattenseiten gegen-
über.

So weitete sich unter sozialdemokrati-
scher Regierungsverantwortung der Nied-
riglohnsektor aus und atypische Beschäfti-
gungsformen nahmen zu. Die Folge: Rund
22 % der Beschäftigten arbeiten für Nied-
riglöhne, 1,4 Millionen Menschen müssen
diese mit Hartz IV aufstocken. Die Zahl
der Leiharbeiter ist heute doppelt so hoch
wie noch 2004. Armut und soziale Un-
gleichheit haben in den letzten 20 Jahren
in Deutschland stärker zugenommen als
in den meisten anderen OECD-Ländern.
So kommt es, dass neben den ebenfalls
grundlegenden, aber ungleich populäre-
ren Politikwechseln unter Rot-Grün –
man denke beispielsweise an den Atom-
ausstieg, das Staatsbürgerschaftsrecht oder
starke Impulse für die Ganztagsschulen –
das Erbe der SPD-geführten Regierung
phasenweise mit dem Label »Hartz IV«
identifiziert wurde. Die Enttäuschung ei-
nes großen Teils ihrer Kernklientel bekam
die SPD in der Folge schmerzhaft zu spü-
ren.

Mit ihren programmatischen Neujus-
tierungen im Bereich der Arbeitsmarkt-
und Sozialpolitik reagiert die SPD nicht
nur auf nicht intendierte Fehlentwicklun-
gen auf dem Arbeitsmarkt, sondern auch
auf selbst zu verantwortende Fehleinschät-
zungen.Während es in der Agenda-Politik
primär um ein Mehr an Arbeitsplätzen
ging, steht nun stärker die Qualität der
Arbeit im Vordergrund. Den konzeptio-
nellen Rahmen bietet eine auch normativ
inspirierte Kampagne zur »Guten Arbeit«,
in der SPD und Gewerkschaften wieder
Seit’ an Seit’ schreiten. Konkret wird die-
ses Anliegen im Engagement für einen ge-
setzlichen, flächendeckenden Mindest-
lohn und die Regulierung der Leiharbeit.
Darüber hinaus deuten sich – basierend
auf dem Hamburger Programm – weitere

Schritte an, die bestehende Arbeitslosen-
versicherung zu einer vorsorgenden Ar-
beitsversicherung weiterzuentwickeln.

Unter Rot-Grün führte der gesetzliche
Renteneinstieg mit 67 zu erheblicher, auch
innerparteilicher Kritik.Die Debatte darü-
ber kommt seitdem nicht zur Ruhe. Denn
auch 2011 sind nur etwa 25 % der über
60-Jährigen noch erwerbstätig. Um die da-
mit einhergehenden negativen Konsequen-
zen für das Rentenniveau und insbesonde-
re Altersarmut zu vermeiden, setzt sich die
SPD dafür ein, dass die präventiven Maß-
nahmen ausgebaut, die Erwerbsminde-
rungsrente modifiziert und die Anwen-
dung des angehobenen Renteneinstiegs-
alters ausgesetzt wird bis sich die Arbeits-
marktlage verbessert hat.

Eine behutsame Korrektur erfährt auch
die steuerliche Belastung der Besserver-
diener: Während vor Jahren noch die Angst
vor deren Flucht aus der Steuerzahler-
gemeinschaft dominierte, ist mittlerweile
auch hier das Pendel wieder umgeschlagen:
Angesichts der Reichtumsgewinne soll der
Spitzensteuersatz von 42 % auf 49 % erhöht
werden. Geplant sind auch die Wiederein-
führung der Vermögenssteuer und eine Re-
form des Ehegattensplittings. Insgesamt
will die SPD die öffentlichen Haushalte
stärken,ohne die Betroffenen ungebührlich
zu belasten. Ein ähnlicher Gedanke leitet
auch die Idee der Bürgerversicherung im
Gesundheitswesen.

Wirft die SPD also die Politik des Drit-
ten Weges vollkommen über den Haufen?
Gerade an den genannten Beispielen wird
deutlich, dass das sozialpolitische Pendel
der SPD sich verschoben hat, ohne aller-
dings die Grundpositionen aus der rot-
grünen Regierungsphase zu verwerfen.
Kontinuität besteht auch hinsichtlich der
Schuldenbremse, im Sinne einer nachhal-
tigen Politik der Haushaltskonsolidierung.
Besserverdienende sollen stärker belastet
werden, um die Einnahmeseite des Staates
zu verbessern, aber auch um die Lasten ge-
rechter zu verteilen.
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Europa und die Demokratie

Eine wirksame und investive Politik setzt
einen handlungsfähigen Staat voraus. Um
Ansehen und Legitimation des politischen
Systems insgesamt wieder zu stärken, for-
dert die SPD, die repräsentative Demo-
kratie partiell durch direkt-demokratische
Verfahren zu ergänzen. Gedacht ist hierbei
ebenso an Volksabstimmungen auf natio-
naler Ebene wie auch daran, die lokale
Demokratie zu stärken.Auffallend ist, dass
die Überlegungen zur Stärkung der De-
mokratie und jene zur Aufwertung der
europäischen Handlungsfähigkeit, die bei-
de auf dem SPD-Parteitag zur Debatte
standen, noch unverbunden nebeneinan-
der stehen.

Gegenwärtig ist der weitreichendste
Ort struktureller programmatischer Neu-
justierung die Europäische Union. Es geht
dabei nicht einfach um Eurobonds, Wäh-
rungsfonds oder krisenbedingte Einzel-
maßnahmen, sondern um die grundsätz-
liche Funktionsweise der EU respektive
ihrer Institutionenordnung. Um zu ver-
hindern, dass durch die überbordenden
Schulden einiger Länder eine ganz Europa
paralysierende Wirkung entsteht, setzt die
SPD auf kooperative, solidarische und po-
litische Lösungsmechanismen. Dabei geht
es im Kern um ein neues Verhältnis zwi-
schen Nationalstaat und EU, das dazu
führen wird, zukünftig weitere nationale
Kompetenzen auf die europäische Ebene
zu verlagern, um die Handlungsfähigkeit
Europas intern und extern zu verbessern.
Dabei stellt sich nicht nur die Frage, wie
viele Kompetenzen Deutschland bereit ist
auf die europäische Ebene zu verlagern,
sondern auch wie viel Geld Deutschland
bereit ist zu investieren, um die solidari-
sche Handlungsfähigkeit Europas abzu-
sichern. Zugleich drängt sich die Frage
nach der europäischen Legitimation in
Deutschland auf sowie jene danach, ob
dadurch nicht auch die Demokratie in
Deutschland geschwächt und nicht ge-

stärkt werden könnte. Der von der SPD
angedachte soziale Stabilitätspakt muss so
ausgestattet sein, dass dadurch mittelfris-
tig die Souveränität der Nationalstaaten
nicht in Frage gestellt wird. Die Heraus-
forderung lautet also: Wie kann bei einer
makroökonomisch und finanzpolitisch
sinnvollen Aufwertung der EU gleichzeitig
die Handlungsfähigkeit der Demokratie in
den Nationalstaaten gewahrt bleiben?

Korrektur und neuer Fortschritt

Wirtschaftlicher und wissenschaftlich-
technischer Fortschritt führen – wie wir al-
le täglich erleben – nicht automatisch zu so-
zialem Fortschritt.Vielmehr haben die öko-
nomischen Erfolge der letzten Jahre auch
zu einer neuen Polarisierung zwischen
Gewinnern und Verlieren des Wandels ge-
führt. Selbst wenn, wie Susanne Höll von
der Süddeutschen Zeitung vor kurzem in
dieser Zeitschrift zutreffend beobachtete,
Fortschritt heute »nicht mit positiven Ver-
heißungen« verknüpft sei, ist es richtig und
notwendig, sich dem Ansinnen eines neuen
Fortschrittskonzeptes auszusetzen. Mit den
Beschlüssen des Berliner Parteitags signali-
siert die SPD, dass sie sich weiterhin als die
Partei versteht,die das wirtschaftliche, tech-
nische und intellektuelle Potenzial der Ge-
sellschaft zum Maßstab für eine Beteiligung
aller machen will. »Wir wollen eine solida-
rische Gesellschaft, die individuelle Freiheit
mit gemeinsamer Verantwortung aller für
alle verbindet und in der wirtschaftlicher
und technologischer Fortschritt mit indi-
viduellem und sozialem Wohlstand, ökolo-
gischer Nachhaltigkeit und demokrati-
scher Teilhabe verbunden wird. Diese Ver-
bindung ist der emanzipatorische Kern un-
serer Idee für einen neuen, gerechten und
nachhaltigen Fortschritt«, heißt es in dem
entsprechenden Parteitagsbeschluss. Ziel
ist ausdrücklich, »die Lebensqualität al-
ler Menschen zum Maßstab der Politik in
Deutschland zu machen«.
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Neuer Fortschritt in diesem Sinne er-
fordert das Primat der Politik. Die Märkte
müssen wieder besser eingebettet sein und
positive gesellschaftliche Zwecke erfüllen.
Das Pendel der SPD schwingt leicht von
einer eher »marktfreundlichen« zu einer
»marktskeptischeren« Politik. Klar ist je-
doch, dass es auch weiterhin gilt, den In-
novationsmechanismus des Marktes zu
fördern – ihn aber gleichwohl verteilungs-
und sicherheitstechnisch zu hinterfragen.
Und zwar ex post, aber auch präventiv. Ei-
ne Politik, die die destruktiven Kräfte der
Märkte im Interesse der Mehrheit bekämp-
fen will, muss immer mehr sein als nur
Regulierung der Märkte. Hierzu ist eine
positive industrie- und dienstleistungsbe-
zogene Wachstumsstrategie notwendig.

Bei der Analyse der programmatischen
Neujustierungen der SPD finden wir eine
besonnen agierende Partei vor. Sie zeichnet
sich dadurch aus, dass sie keine grund-
legenden Verschiebungen vorgenommen
hat; weder ist sie auf die Politik der Grünen

noch der Linkspartei eingeschwenkt, noch
hat sie sich, vielen Vorwürfen zum Trotz,
christdemokratisiert. Sie hat sich vielmehr
darum bemüht, zum Kern ihres Selbstver-
ständnisses zurück zu pendeln, gleichzeitig
aber eine Brücke zwischen ihrer Politik des
Dritten Weges und den neuen ökonomi-
schen, ökologischen und sozialen Heraus-
forderungen zu schlagen. Dabei verteidigt
sie unaufgeregt ihre Deutung von Aufstieg,
Emanzipation und Fortschritt. Der Weg zu
dieser Strategie ist ausdrücklich nicht durch
ein bedingungsloses Grundeinkommen ge-
kennzeichnet, sondern durch eine inklusive
Arbeitsgesellschaft, deren gesellschaftliche
Integrationsperspektive durch Arbeit er-
füllt wird. »Wir sind die Partei der Arbeit
und tragen deshalb eine besondere Verant-
wortung«, so der arbeitsmarktpolitische
Leitantrag. Dass die SPD bereit ist, sich
dieser Verantwortung zu stellen, zeigen die
Beschlüsse des Berliner Parteitages. Gut
möglich, dass nun auch das Pendel der
Wählergunst zur SPD zurückschwingt. ■

Zwei Millionen mal hatte sich die Alarm-
schrift Indignez vous! des uralten Sté-

phane Hessel innerhalb weniger Wochen
in Frankreich verkauft. Aber als die Stra-
tegen der Protestbewegung im November
vergangenen Jahres zur Besetzung des
Geldquartiers »La Defense« aufriefen, fand
sich unter den Türmen des französischen
Manhattan kaum ein halbes Tausend jun-
ger Leute ein. Die Polizei demontierte ein
Dutzend Zelte. Das war alles.

Warum die lasche Reaktion im Land
des Ursprungs der Empörung gegen die
»internationale Diktatur der Finanzmärk-
te«, zu der Hessel, der französische Exdip-
lomat deutscher Herkunft, mit der Freiheit
des Alters aufgerufen hatte? In Spanien zo-

gen mehr als 500.000 Menschen durch die
Straßen, in Italien immerhin einige zehn-
tausend. Fast die Hälfte der jungen Spanier
ist ohne Arbeit – aber das trifft auch für
fast 20 % der jungen Franzosen zu. Das
Motiv der Italiener war klar: Sie wollten
den Großclown Berlusconi zum Teufel ja-
gen. In Tel Aviv indes belagerten Hundert-

Klaus Harpprecht
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